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Vierter Teil 

Ubergangs-und Schlußvorschriften 

Art. 27 

Erlaß von Verwaltungsvorschriften 
Die zur Durchführung dieses Gesetzes notwendi­

gen allgemeinen Verwaltungsvorschriften erläßt 
das Staatsministerium für Unterricht und Kultus, 
soweit erforderlich im Benehmen mit den jeweils 
beteiligten Staatsministerien. 

Art. 28 

Inkrafttreten 
IDas Gesetz ist dringlich. 2Es tritt am 1. Januar 

1967 in Kraft.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 17. November 196.6 (GVBI S. 402). 
Der Zeitpunkt des �I�n�k�r�a�f�t�t�r �. �~�t�e�n�s� der späteren Anderungen er­
gibt sich aus den jeweiligen Anderungsgesetzen. 
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2233-1-K 

Bekanntmachung 
der Neufassung des Sonderschulgesetzes 

Vom 29. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 54 Abs. 6 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes vom 24. Juli 1986 
(GVBl S. 169) wird nachstehend der Wortlaut des 
Sonderschulgesetzes (BayRS 2233-1-K) in der vom 
1. Januar 1987 an geltenden Fassung bekanntge­
macht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz 
vom 24. Juli 1986 (GVBI S. 169). 

München, den 29. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 

Gesetz 
über die Errichtung und den Betrieb 

von Sonderschulen 
(Sonderschulgesetz - SoSchG) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1986 

Art. 1 
(1) (aufgehoben) 

(2) lAuf die Sondervolksschulen finden, soweit 
das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) und dieses Gesetz kei­
ne Regelung enthalten, die Vorschriften des Volks­
schulgesetzes entsprechende Anwendung. 2Die 
Art. 2, 5, 9 Abs. 2 Sätze 2, 3 und 4 sowie Art. 13 des 
Volksschulgesetzes finden jedoch keine Anwen­
dung; Art. 3 soll eine den besonderen pädagogischen 
Anforderungen entsprechende Anwendung finden. 

(3) Auf die Sonderberufsschulen finden neben 
den Vorschriften des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen und dieses 
Gesetzes die Art. 4,9,10 und 11 Abs. 1 des Gesetzes 
über das berufliche Schulwesen (GbSch) entspre­
chende Anwendung. 

(4) Für den Umfang der Schulaufsicht über Son­
derschulen und Einrichtungen im Sinn des Art. 3 
Abs. 2 gelten Art. 15, 16 und 18 Abs. 2 NI'. 1 des Volks­
schulgesetzes entsprechend. 

Art. 2 
(aufgehoben) 

Art. 3 

(1) lAuf Schulen nach Art. 5 Abs. 2 NI'. 4 Buchst. c 
und Art. 9 Abs. 3 NI'. 1 Buchst. c BayEUG finden die 
Art. 6, 7 und 8 sowie hinsichtlich der Behinderten 
die Art. 9 und 10 entsprechende Anwendung. 21m 
übrigen gelten die für diese Schularten bestehen­
den Vorschriften entsprechend. 

(2) Für die schulvorbereitenden Einrichtungen 
(Art. 9 Abs. 5 BayEUG) gelten die Art. 4 bis 10 dieses 

Gesetzes und die Bestimmungen des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes für die öffentlichen 
und privaten Sondervolksschulen entsprechend. 

Art. 4 

(1) Öffentliche Sonderschulen werden jeweils für 
ein bestimmtes Gebiet errichtet, das hinreichend 
groß ist, um eine für die betreffende Sonderschule 
erforderliche Zahl von Sonderschulpflichtigen 
nachhaltig zu sichern (Sonderschulsprengel). 

(2) Die Sonderschulsprengel der Schulen für 
Blinde, Sehbehinderte, Gehörlose, Schwerhörige, 
Körperbehinderte u~d der Schulen für Sprachbe­
hinderte mit (Teil-)Hauptschulstufe sowie für Son­
derbe rufs schulen werden für das Gebiet oder Teil­
gebiet eines Bezirks oder durch Zusammenschluß 
von Gebieten oder Gebietsteilen mehrerer Bezirke, 
die der Schulen für Kranke, Sprachbehinderte, Gei­
stigbehinderte, Lernbehinderte und zur Erzie­
hungshilfe für die Gebiete oder Teilgebiete von 
Landkreisen oder kreisfreien Gemeinden oder 
durch Zusammenschluß von Gebieten oder Ge­
bietsteilen mehrerer Landkreise oder kreisfreier 
Gemeinden gebildet. 

(3) Die Bildung des Sonderschulsprengels erfolgf 
im Benehmen mit den beteiligten Gebietskörper­
schaften. 

(4) Die nach diesem Gesetz zuständigen Träger 
des Schulaufwands können mit den bis zum In­
krafttreten des Bayerischen Schulfinanzierungs­
gesetzes zuständigen Trägern vereinbaren, daß die 
vorhandenen Träger weiterhin befristet oder un­
befristet den Schulaufwand tragen. 
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Art. 5 

(1) lUm den Besuch öffentlicher Sonderschulen 
sicherzustellen, sind die erforderlichen Heime oder 
ähnliche Einrichtungen zu schaffen. 2Kommt der 
Träger des Schul aufwands dieser Verpflichtung 
nicht oder nicht hinreichend nach, so bestimmt die 
Aufsichtsbehörde nach Anhörung des Trägers die 
jeweils notwendige Art und Größe der Einrichtung. 
3Die Bestimmungen des Bundessozialhilfegesetzes 
und des Gesetzes für Jugendwohlfahrt bleiben 
unberührt. 

(2) Der Träger des Schulaufwands der Schule hat 
die notwendigen Einrichtungen bereitzustellen und 
den Personal- und Sachbedarf aufzubringen, soweit 
nicht ein anderer Träger hierfür aufkommt. 

Art. 6 

lÖffentliche Sonderschulen sind staatliche Schu­
len, soweit nicht eine kommunale Körperschaft 
durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung ermäch­
tigt ist, eine kommunale Sonderschule zu betreiben. 
2Besondere gesetzliche Verpflichtungen der Bezir­
ke zur Unterhaltung von Sonderschulen für Blinde 
und Gehörlose bleiben unberührt. 

Art. 7 
Für die notwendigen Neu-, Um- und Erweite­

rungsbauten von Heimen oder ähnlichen Einrich­
tungen öffentlicher oder privater, auf gemeinnützi­
ger Grundlage wirkender Träger gewährt der Staat 
Finanzhilfe im Rahmen der jährlich im Staatshaus­
halt bereitgestellten Mittel. 

Art. 8 

(1) Von der Errichtung einer öffentlichen Sonder­
schule soll abgesehen werden, wenn die ausrei­
chende Unterrichtung und Erziehung der Sonder­
schulpflichtigen durch eine private, auf gemeinnüt­
ziger Grundlage betriebenen Sonderschule ge­
währleistet ist. 

(2) Für die Errichtung von Heimen oder ähn­
lichen Einrichtungen (Art. 5) gilt Absatz 1 sinnge­
mäß. 

Art. 9 

(1) IDie Träger von Heimen und ähnlichen Ein­
richtungen stellen alljährlich durch eine Betriebs­
rechnung die auf den einzelnen Heimplatz entfal­
lenden Kosten fest. 2Die Betriebsrechnung ist der 
Kreisverwaltungsbehörde zur Prüfung vorzulegen. 

(2) Schuldner der Kosten sind das im Heim oder 
einer ähnlichen Einrichtung untergebrachte Kind 
und die Unterhaltsverpflichteten. 

(3) ISoweit die Heimkosten im Einzelfall nicht 
nach den 'Vorschriften des Bundessozialhilfegeset­
zes oder des Gesetzes für Jugendwohlfahrt zu tra­
gen sind, gewährt der Staat unbeschadet des Absat­
zes 4 auf Antrag einen Zuschuß. 2Der Zuschuß ist so 
zu bemessen, daß die Schuldner der Kosten nur den 
Betrag zu bezahlen haben, der durch die Unterbrin­
gung des Kindes in dem Heim oder der ähnlichen 
Einrichtung an Kosten für den häuslichen Lebens­
unterhalt erfahrungsgemäß erspart wird. 

(4) IDer Zuschuß entfällt, wenn das monatliche 
Einkommen der Schuldner der Kosten eine be­
stimmte Grenze zuzüglich der Kosten für die Un­
terkunft überschreitet oder wenn die Gewährung 
des Zuschusses wegen des Vermögens der Schuld-

ner der Kosten ungerechtfertigt wäre. 2Ein Vermö­
gen, das nach den Vorschriften des Bundessozial­
hilfegesetzes bei den Hilfen in besonderen Lebens­
lagen nicht verwertet werden darf, bleibt unberück­
sichtigt. 

(5) Der Zuschuß wird nicht gewährt, wenn eine 
andere als die. nächstgelegene Sonderschule be­
sucht wird und dadurch unvertretbare Mehrkosten 
entstehen. 

Art. 10 

1 Bei Familienunterbringung eines Kindes ge­
währt der Staat, soweit die Kosten im Einzelfall 
nicht nach dem Bundessozialhilfegesetz oder dem 
Gesetz für Jugendwohlfahrt zu tragen sind, auf An­
trag als Zuschuß den Unterschiedsbetrag zwischen 
häuslicher Ersparnis und dem am Schulort gelten­
den Pflegekindersatz. 2Art. 9 Abs. 4 und 5 finden 
entsprechende Anwendung. 

Art. 11 

(aufgehoben) 

Art. 12 
Die Befugnisse des Staates, Sonderschulen und 

Heime selbst zu betreiben, bleiben hinsichtlich der 
bestehenden staatlichen Einrichtungen unberührt. 

Art. 13 

Ausführungsbestimmungen 

IDas Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus wird ermächtigt, soweit erforderlich im Einver­
nehmen mit den beteiligten Staatsministerien, 
Rechtsverordnungen zu erlassen 

1. über die Abgrenzung der für die einzelnen Son­
derschultypen in Betracht kommenden Schul­
pflichtigen, 

2. über die Feststellung der sonderschulbedürftigen 
Kinder, die zur Erfüllung der Schulpflicht eine 
besondere Vorbereitung benötigen, 

3. (aufgehoben) 

4. (aufgehoben) 

5. über die Mindesterfordernisse für den Sachauf­
wand, 

6. über den Umfang der Kostenpflicht bei Unter­
bringung in Heimen oder ähnlichen Einrichtun­
gen, insbesondere über die Höhe und Zusammen­
setzung der Einkommensgrenze, 

7. über das Verfahren bei Prüfung der Betriebs­
rechnungen und bei Anträgen auf Gewährung 
von Zuschüssen, 

8. über die Verteilung der Aufgaben der Schulauf­
sicht auf das Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus, die Regierungen und die Schulämter. 

21m übrigen erlassen die zuständigen Staatsmini­
sterien die erforderlichen Ausführungsbestimmun­
gen zum Vollzug des Gesetzes. 

Art. 14 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in Kraft.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ur­
sprünglichen Fassung vom 25. Juni 1965.(GVBI S. 93). Der Zeit­
punkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen ergibt sich 
aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 
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2236-1-1-K 

Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Gesetzes über das berufliche Schulwesen 

Vom 29. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 54 Abs. 6 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes vom 24. Juli 1986 
(GVBI S. 169) wird nachstehend der Wortlaut des 
Gesetzes über das berufliche Schulwesen (BayRS 
2236-1-1-K) in der vom 1. Januar 1987 an geltenden 
Fassung bekanntgemacht. . 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 

1. das Gesetz über die Feststellung des Haushalts­
plans des Freistaates Bayern für die Haushalts­
jahre 1983 und 1984 vom 21. Juli 1983 (GVBl 
S.508). 

2. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 

berufliche Schulwesen vom 9. Juli 1985 (GVBl 
S.245). 

3. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
berufliche Schulwesen vom 1. Mai 1986 (GVBl 
S.61). 

4. das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz vom 
. 24. Juli 1986 (GVBl S. 169). 

München. den 29. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er. Staatsminister 

Gesetz 
über das berufliche Schulwesen (GbSch) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1986 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Allgemeines 

Art. Geltungsbereich 

Art. 2 Bezeichnung der Schulen 

Art. 3 Lehrpersonal an kommunalen Schulen 

Art. 4 Lehrpläne, Schul- und Prüfungsordnungen 

Zweiter Teil 

Berufsschulen 

Abschnitt I 

Gl1ederung. Organisation und Errichtung 
öffentlicher Berufsschulen 

Art. 5 Gliederung der Berufsschul~ 
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Erster Teil 
Allgemeines 

Art. 1 

qeltungsbereich 

(1) IBerufliche Schulen im Sinn dieses Gesetzes 
sind die Berufsschule. die Berufsaufbauschule. die 
Berufsfachschule. die Wirtschaftsschule, die Fach­
schule, die Fachoberschule, die Berufsoberschule, 
die Fachakademie (Art. 10 bis 17 des Bayerischen 
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Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswe­
sen - BayEUG). 2Fachschulen im Geschäftsbereich 
des Staatsministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. 

(2) Die Zusammenfassung beruflicher Schulen 
innerhalb von Schulzentren ist anzustreben. 

Art. 2 

Bezeichnung der Schulen 

IDie beruflichen Schulen führen eine Bezeich­
nung, aus der die Schulart (Art. 1 Abs. 1) und der 
Schulträger ersichtlich sind; bei Berufsfachschu­
len, Fachschulen, Fachakademien und, soweit er­
forderlich, bei Fachoberschulen und Berufsober­
schulen enthält die Bezeichnung auch die geführte 
Ausbildungsrichtung oder Fachrichtung. 2Den 
Schulen kann von ihren Trägern ein Beiname ver­
liehen werden. 

Art. 3 
Lehrpersonal an kommunalen Schulen 

(1) Die Schulaufsichtsbehörde kann nach den 
Richtlinien des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus die Mindestzahl der erforderlichen Leh­
rer festsetzen. 

(2) Die Einstellung und Verwendung von Lehrern, 
die die erforderliche Befähigung zum Lehramt 
nicht besitzen, sowie die Bestellung nebenamtlicher 
oder nebenberuflicher Schulleiter bedürfen der 
schulaufsichtlichen Genehmigung. 

(3) Die nebenamtlich oder nebenberuflich tätigen 
Fachlehrer sollen die gleiChe fachliche Vorbildung 
haben, wie sie für die Laufbahnen der hauptamt­
lichen Fachlehrer vorgeschrieben ist. 

Art. 4 

Lehrpläne, Schul- und Prüfungsordnungen 

(1) Dem Unterricht sind die vom Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus im Benehmen mit 
den fachlich zuständigen Staatsministerien und 
den betroffenen Verbänden und Organisationen er­
lassenen oder genehmigten Lehrpläne und Stun­
dentafeln zugrundezulegen. 

(2) I Die Rahmenlehrpläne der Berufsschulen und 
Berufsfachschulen haben die Ausbildungsordnun­
gen gemäß §§ 25 und 26 des Berufsbildungsgesetzes 
zu berücksichtigen. 2Die Lehrpläne für den Unter­
richt in der Grundstufe für anerkannte Ausbil­
dungsberufe, die einem Berufsfeld zugeordnet sind, 
haben die berufliche Grundbildung zu be rücksichti­
gen. 

(3) IDie Ordnungen, Lehrpläne und Stunden­
tafe ln für die Fachakademien werden vom zustän­
digen Staatsministerium im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
nach Anhörung der Lehrerkonferenz de r betreffen­
den F~chakademien erlassen. 20 rdnungen für die 
staatlichen Abschlußprüfungen bedürfen der Zu­
stimmung des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus. 

Zweiter Teil 

Berufsschulen 

Abschnitt I 

Gliederung, Organisation und Errichtung 
öffentlicher Berufsschulen 

Art. 5 

Gliederung der Berufsschule 

I Die Berufsschulen haben in Erfüllung ihrer in 
Art. 10 BayEUG festgelegten Aufgabe insbesondere 
die allgemeinen berufsfeldübergreifenden sowie 
die für den Ausbildungsberuf oder die berufliche 
Tätigkeit erforderlichen fachtheoretischen Kennt~ , 
nisse zu vermitteln und die fachpraktischen Kennt­
nisse und Fertigkeiten zu vertiefen; im Berufs­
grundschuljahr obliegt ihnen auf Berufsfeldbreite 
die Vermittlung von fachtheoretischen und fach­
praktischen Kenntnissen und Fertigkeiten. 2Die 
Ausbildung in der Berufsschule umfaßt eine einjäh­
rige Grundstufe und eine darauf aufbauende min­
destens einjährige Fachstufe. 3Der Unterricht in 
der Grundstufe wird auf folgende Weise durchge­
führt: 

1. für anerkannte Ausbildungsberufe, die einem Be­
rufsfeld zugeordnet sind, zur Vermittlung berufli -
eher Grundbildung 

a) im Teilzeitunterricht an einzelnen Unter­
richtstagen oder als Blockunterricht (Berufs­
grundbildungsjahr in kooperativer Form) 

oder 

b) im Vollzeitunterricht (Berufsgrundschuljahr), 

2. für anerkannte Ausbildungsberufe, die keinem 
Berufsfeld zugeordnet sind, in Teilzeitunterricht 
an einzelnen Unterrichtstagen oder als Blockun­
terricht. 

4Die beiden Formen des Berufsgrundbildungsjah­
res sind hinsichtlich der Erfüllung der Berufsschul­
pflicht gleichgestellt. 5Der Unterrichtin der Grund­
stufe wird für Berufe nach Satz 3 Nr. 1 auf Berufs­
felder, für Berufe nach Satz 3 Nr. 2 auf die einzelnen 
Ausbildungsberufe bezogen, erteilt. 6Beim Unter­
richt auf Berufsfeldbreite sind Berufsfeldschwer­
punkte in dem 'bundesrechtlich vorgegebenen Rah­
men zu bilden. 7Der Unterricht in der Fachstufe 
wird berufsspezifisch in Teilzeitform an einzelnen 
Unterrichtstagen oder als Blockunterricht erteilt. 

Art. 6 

Mindestanforderungen für die Errichtung 
, von Berufsschulen 

(1) lEine selbständige Berufsschule muß im Re­
gelfall mindestens 40 Klassen mit Teilzeitunter­
richt haben. 2Klassen mit Vollzeitunterricht werden 
als 21/z-fache Teilzeitklassen auf die Mindestklas­
senzahl angerechnet. 3Ausnahmen bedürfen für 
nichtstaatliche Berufsschulen der schulaufsichtli­
chen Genehmigung. 

(2) Selbständige landwirtschaftliche Berufsschu­
len werden nur dann errichtet, wenn im Gebiet des 
Schulaufwandsträgers mindestens so viele berufs­
schulpflichtige Jugendliche in landwirtschaftlichen 
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oder verwandten Berufen beschäftigt sind, daß 
Jahrgangsfachklassen gebildet werden können. 

Art. 7 

Auflösung 

(1) lDie Schulaufsichtsbehörde kann im Beneh­
men mit dem Träger des Schulaufwands Berufs­
schulen auflösen, wenn die Voraussetzungen des 
Art. 6 auf die Dauer weggefallen sind und wenn ein 
ordnungsgemäßer Unterricht nach den Lehrplänen 
nicht mehr gewährleistet ist. 2Bis zur Umbildung 
des Schulsprengels ist die Regierung verpflichtet, 
die Schulpflichtigen einer anderen Berufsschule 
zuzuweisen. 

(2) lWird eine kommunale Berufsschule aufge­
löst, so richtet sich die Rechtsstellung der Beamten 
und Versorgungsempfänger nach den Vorschriften 
des Kapitels II Abschnitt III des Beamtenrechts­
rahmengesetzes. 2Der bisherige Dienstherr hat sich 
an den Versorgungslasten in entsprechender An­
wendung des Art. 120 des Bayerischen Beamtenge­
setzes zu beteiligen. 

Abschnitt II 

Schulsprengel, Einschulung, 
GastschulverhäItnisse der öffentlichen 

Berufsschulen 

Art. 8 

Schulsprengel 

(1) 1 Die Regierung bildet durch Bekanntmachung 
für jede Berufsschule den Schulsprengel, der für die 
örtliche Erfüllung der Berufsschulpflicht maßge­
bend ist. 2Bei kommunalen Berufsschulen erfolgt 
die Sprengelbildung im Einvernehmen mit dem 
Schul träger, bei staatlichen Berufsschulen im Be­
nehmen mit dem kommunalen Schulaufwandsträ­
ger. 3Für die in Art. 5 Satz 3 Nrn. 1 und 2 vorgesehe­
nen Formen des Berufsgrundbildungsjahres kön­
nen eigene Schulsprengel nach Berufsfeldern und 
Berufsfeldschwerpunkten gebildet werden. 4Um 
Jahrgangsfachklassen zu gewährleisten, können 
Schulsprengel für Berufsfelder, Berufsfeldschwer­
punkte, Berufsgruppen, Einzelberufe und Schüler­
jahrgänge gebildet werden; erstreckt sich dieser 
Schulsprengel über einen Regierungsbezirk hinaus, 
so bestimmt das Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus die zuständige Regierung. 

(2) In den Fällen des Art. 7 ist der Berufsschul­
pflichtige gehalten, die von der Regierung bis zur 
Umbildung des Schulsprengels zugewiesene Be­
rufsschule zu besuchen. 

Art. 9 

Erfüllung der Berufsschulpflicht 

(1) IDie Erfüllung der Berufsschulpflicht richtet 
sich für Jugendliche, die in einem Beschäftigungs­
verhältnis stehen, nach dem Beschäftigungsort, für 
die übrigen nach dem Wohnort. 21st der Beschäfti­
gungsort oder der Wohnort zweifelhaft, so entschei­
det die Schulaufsichtsbehörde, welche Schule zu 
besuchen ist. 3Der Besuch einer schulaufsichtlieh 
genehmigten privaten Berufsschule befreit von der 
Pflicht zum Besuch der zuständigen Sprengel­
schule. 

(2) Berufsschulpflichtige, die in Bayern wohnen, 
aber außerhalb Bayerns beschäftigt sind, sind zum 
Besuch der für ihren Wohnsitz zuständigen Berufs­
schule verpflichtet, wenn sie nicht die für den 
Beschäftigungsort zuständige außerbayerische 
Berufsschule besuchen können. 

(3) Wenn es die örtlichen Verhältnisse nahelegen 
oder wo Jahrgangsfachklassen in Bayern nicht ge­
bildet werden können, ist die Regierung berechtigt, 
Schüler zum Besuch einer außerbayerischen Be­
rufsschule zu verpflichten. 

(4) Auf Berufsschulberechtigte finden die Absät­
ze 1 bis 3 entsprechende Anwendung. 

Art. 10 

Gastschulverhältnisse 

(1) lAus wichtigen Gründen kann der Besuch 
einer anderen als der zuständigen Sprengelschule 
genehmigt oder angeordnet werden (Gastschulver­
hältnis). 2Für die Genehmigung eines Gastschul­
verhältnisses ist die abgebende Berufsschule zu­
ständig, wenn mit der aufnehmenden Berufsschule 
und den zuständigen Schulaufwandsträgern über 
die Begründung des Gastschulverhältnisses Ein­
vernehmen besteht. 3In den übrigen Fällen ent­
scheidet die für die abgebende Schule zuständige 
Schulaufsichtsbehörde. 

(2) JSind Jugendliche in Heimen untergebracht, 
ohne daß die Möglichkeit des Besuchs einer Heim­
berufsschule besteht, so liegt ein Gastschulverhält­
nis vor, wenn die Jugendlichen vor Eintritt in das 
Heim ihren Wohnsitz nicht im Sprengel der für das 
Heim zuständigen Berufsschule hatten. 2Dies gilt 
entsprechend auch für Jugendliche, die in Einrich­
tungen, insbesondere Werkstätten des Bundes oder 
des Landes, ausgebildet werden. 

(3) Umschüler für einen anerkannten Ausbil­
dungsberuf mit einem Umschulungsvertrag nach 
§ 47 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes oder 
§ 42a Abs. 3 der Handwerksordnung haben das 
Recht, am Unterricht in der Berufsschule teilzu­
nehmen. 

Abschnitt III 

Private Berufsschulen 

Art. 11 

Heim- und Werkberufsschulen 

(1) In der Heimberufsschule erfolgt die berufliche 
und die schulische Ausbildung der Schüler in der 
Schule und im Heim. . 

(2) In der Werkberufsschule übernimmt der Aus­
bildende sowohl die Berufsausbildung als auch die 
schulische Bildung der Schüler. 

Dritter Teil 

Berufsaufbauschulen 

Art. 12 

Status der Berufsaufbauschule 

Berufsaufbauschulen können an Berufsschulen 
oder an mindestens zweijährigen Berufsfachschu­
len eingerichtet werden. 
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Vierter Teil 

Berufsfachschulen und Fachschulen 

Art.l3 

Lehrziele 

I Lehrziele und schulische Berechtigungen, die 
durch den Besuch einer Berufsfachschule und einer 
Fachschule erreicht werden können, kann das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus für 
die verschiedenen Ausbildungs- und Fachrichtun­
gen der jeweiligen Schulart festlegen, soweit die 
Zuständigkeit gesetzlich nicht anders geregelt ist . . 
2Die Festlegung des Lehrzieles erfolgt im Beneh­
men mit dem Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung und dem fachlich zuständigen 
Staatsministerium. 

Fünfter Teil 

Fachakademien 

Art. 14 

Wesen der Fachakademien 

(1) IDas zuständige Staatsministerium legt durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus die 
Ausbildungsrichtungen der Fachakademien fest; es 
kann die Ausbildungsrichtungen in Fachrichtun­
gen unterteilen. 2Eine Fachakademie kann ver­
schiedene Ausbildungsrichtungen umfassen. 

(2) IDas Studium an einer Fachakademie wird 
durch eine staatliche Prüfung abgeschlossen. 
2Durch eine staatliche Ergänzungsprüfung kann 
die Fachhochschulreife erworben werden; diese 
kann für einzelne Ausbildungsrichtungen auf ein­
schlägige Studiengänge beschränkt werden. 

(3) Überdurchschnittlich befähigten Absolventen 
der Fachakademien, die die Berechtigung zum Stu­
dium an einer Fachhochschule erworben haben, 
kann die fachgebundene Hochschulreife zuerkannt 
werden. 

Art. 15 

Zugangsvoraussetzungen 

(1) IDas zuständige Staatsministerium bestimmt 
Art und Dauer der in Art. 17 BayEUG genannten 
beruflichen Ausbildung oder praktischen Tätigkeit 
im Benehmen mit dem Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus. 2Vom Erfordernis einer vorhe­
rigen beruflichen Ausbildung oder praktischen Tä­
tigkeit kann ausnahmsweise abgesehen werden, 
soweit dies von der Ausbildungsrichtung und dem 
Ausbildungszweck her gerechtfertigt ist. 

(2) Das zuständige Staatsministerium bestimmt 
die Zugangsvoraussetzungen, die im Anschluß an 
eine praktische Tätigkeit für die Fortbildung erfor­
derlich sind. 

Art. 16 

Fachakademielehrer 

(1) Die Lehraufgaben der Fachakademie werden 
als ständige Aufgabe von Fachakademielehrern er­
füllt, welche die erforderliche pädagogische Eig­
nung besitzen müssen. 

(2) 1 Fachakademielehrer für allgemeinbildende 
und fachtheoretische Fächer müssen ein ihrem 
Lehrgebiet entsprechendes Studium an einer wis­
senschaftlichen Hochschule mit einer Hochschul­
prüfung oder Staatsprüfung abgeschlossen haben. 
2Die Fachakademielehrer an Fachakademien 
künstlerischer Ausbildungsrichtung müssen für ihr 
Fach eine abgeschlossene Ausbildung an Kunst­
hochschulen nachweisen. :!Fachakademielehrer für 
fach praktische Fächer müssen hierfür eine abge­
schlossene fach praktische und pädagogische Aus­
bildung nachweisen, welche den Aufgaben der 
Fachakademien entspricht. . 

(3) lAuf die in Absatz 2 genannten Erfordernisse 
kann ausnahmsweise verzichtet werden, wenn die 
Befähigung für die Tätigkeit als Fachakademieleh­
rer in anderer Weise nachgewiesen wird, keine Be­
werber zur Verfügung stehen, welche die Voraus­
setzungen des Absatzes 2 erfüllen, und ein besonde­
rers Inter:~sse an der Gewinnung des Bewerbers 
besteht. 2Uber die Zulas.sung einer Ausnahme ent­
scheidet das zuständige Staatsministerium. 

(4) Die beamtenrechtlichen Vorschriften bleiben 
unberührt. 

(5) In Ausnahmefällen können sonstige Lehrer, 
die nach Eignung, Befähigung und fachlicher Lei­
stung den Aufgaben der Fachakademie entspre­
chen, mit der Wahrnehmung von Lehraufgaben be­
traut werden. 

Sechster Teil 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Art. 17 

Rechts- und Verwaltungsvorschrifte n 

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus erläßt, soweit erforderlich im Benehmen mit 
den beteiligten Staatsministerien, die zum Vollzug 
dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften. 

(2) I Die berufliche Grundbildung im Unterricht 
der Grundstufe der Berufsschule wird durch 
Rechtsverordnung schrittweise sektoral und regio­
nal nach Maßgabe der fachlichen und regionalen 
Erfordernisse und der baulichen, organisatorischen 
und personellen Voraussetzungen, insbesondere 
vorhandener Einrichtungen, eingeführt; nach den­
selben Gesichtspunkten wird geregelt, ob die beruf­
liche Grundbildung nach Art. 5 Satz 3 Nr. 1 im Voll­
zeit- oder im Teilzeitunterricht bewirkt werden soll. 
2Für das Berufsgrundschuljahr werden die Berufs­
felder festgelegt. 3Die Rechtsverordnung wird vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 
Einvernehmen mit den Staatsministerien der Fi­
nanzen und für Wirtschaft und Verkehr sowie· im 
Benehmen mit den anderen zuständigen Fachmini­
sterien und den Landesorganisationen der Fach­
verbände und der für die Berufsbildung zuständi­
gen Stellen erlassen. 

(3) 1 Das Landesamt für Statistik und Datenver­
arbeitung ist ermächtigt, auf Veranlassung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus oder 
mit dessen Einvernehmen statistische Erhebungen 
über Ausbildungsberufe im Rahmen dieses Geset-
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,zes bei beruflichen Schulen durchzuführen. 2Die I Anlage 
Schulen, Lehrer und Schüler sind verpflichtet, die 
erforderlichen Angaben zu liefern. 

Art. 18 

Bestehende Schulen 

(1) Private Berufsfachschulen, die am 1. August 
1986 als genehmigte Ersatzschulen betrieben wur­
den, behalten auch dann ihren Status als Er­
satzschule, wenn die Voraussetzungen des Art. 68 
Bay EUG nicht gegeben sind. 

(2) Lehrer, die die Voraussetzungen des Art. 16 
Abs. 2 nicht erfüllen, können an Fachakademien in 
ihrem bisherigen Einsatzbereich auch künftig Ver­
wendung finden, wenn sie zum Zeitpunkt des In­
krafttretens (Art. 19) dieses Gesetzes die Lehrtätig­
keit bereits längere Zeit mit Erfolg ausgeübt haben. 

Art. 19 

Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz tritt für den Bereich der Berufs­
schulen und Berufsaufbauschulen am 1. September 
1972 in Kraft, im übrigen am 1. Januar 1973.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 15. Juni 1972 (GVBl S. 189). Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen ergibt 
sich aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 

zum Gesetz über das berufliche Schulwesen 
(GbSch) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1986 
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